
Nr. 03	 Montag, den 8. März 2021	 11. Jahrgang

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,
wie ich bereits im Februar-Amtsblatt mitgeteilt habe, 
möchte ich Ihnen nach Vorliegen neuer Erkenntnisse 
zu den angestrebten dezentralen Impfungen Auskunft 
geben. Wir werden als Kommune entsprechend unse-
ren Möglichkeiten, in Abstimmung mit dem Landkreis, 
die dezentrale Impfung unserer älteren Bevölkerung mit 
organisieren, um einen wohnortnäheren Impfort als das 
Impfzentrum in Wittenberg anbieten zu können. Dies be-
trifft 648 Personen in der Bevölkerungsgruppe die das 
80. Lebensjahr vollendet haben. Ob sich dieser Impfort 
im Stadtgebiet Annaburg oder eventuell in Jessen befin-
det, wird von den geforderten Voraussetzungen an die 
Örtlichkeit selbst abhängig sein, die jedoch bei Redakti-
onsschluss noch nicht umfassend vorlagen. Nach einem 
Gespräch der Bürgermeister mit dem Landrat und den 
Verantwortlichen des Impfzentrums Wittenberg am 1. 
März ist der Stand wie folgt: Die dezentralen Impfungen 
sollen am Dienstag nach Ostern, 6. April 2021, begin-
nen. Angedacht ist hier pro Tag in jeweils zwei Städten 
zu impfen, so dass in allen Städten einmal wöchentlich 
Impftermine angeboten werden können. Hierzu wurden 
entsprechende Anschreiben an die betreffenden Bür-
gerinnen und Bürger versendet und ein Rücklaufbogen 
beigefügt. Anhand der Rückläufe erfolgt dann in Ab-
stimmung mit dem Gesundheitsamt die Terminvergabe 
für eine Einrichtung in Wohnortnähe. Für eine mögliche 

Beantwortung von auftretenden Fragen zur dezentralen 
Impfung unserer älteren Bevölkerung bin ich, soweit 
möglich, unter den bekannten Kontaktdaten jederzeit 
bereit.

Am 23. Februar gab es nach einiger Unterbrechung wie-
der eine Präsenzsitzung des Stadtrates Annaburg. Hier 
wurden umfassende Beschlüsse zu Bauleitplanungen, 
Änderungen der Gebührensatzung im Abwasserbereich, 
sowie Änderungen unserer Hauptsatzung und der Ge-
schäftsordnung gefasst. Diese finden Sie im redaktionel-
len Teil dieser Ausgabe.

Die Corona-Pandemie bestimmt weiterhin unseren All-
tag. Auch wenn momentan erste Lockerungen angezeigt 
werden, der Schul- und Kita-Betrieb wieder anläuft und 
auch weitere Impfstoffzulassungen angekündigt sind, 
so ist eine Verlängerung vieler Maßnahmen vorerst bis 
Ende März im Gespräch. Hoffen wir auf eine baldige 
Normalisierung gerade auch im Hinblick auf die bevor-
stehende wärmere Jahreszeit und unser aller Sehnsucht 
nach geselligem Beisammensein.

In diesem Sinne verbleibe ich

Ihr Bürgermeister

Klaus-Rüdiger Neubauer
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Bereitschaftsdienst
Nach Dienstschluss ist der Bereitschaftsdienst über 
Handy 0172/7 95 03 25 erreichbar.

Sprechzeiten der Verwaltung

•	Rathaus Annaburg

	 Torgauer Straße 52, 06925 Annaburg, Tel.: 03 53 85/70 20

Di.	 09.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 15.00 Uhr
Do.	 09.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 18.00 Uhr

•	Außenstelle Rathaus Prettin

	 Hohe Straße 18, Tel.: 03 53 86/70 20
	 Meldeamt / FB Ordnungswesen

Mi. 	 09.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 18.00 Uhr
	 (Tel.: 03 53 86/7 02 35)

•	Städtische Betriebe Annaburg

	 (Eigenbetrieb), Tel.: 03 53 86/7 02 33

Mo.	 09.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 15.00 Uhr
Mi.	 09.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 18.00 Uhr

•	24-Stunden-Notfallnummer MIDEWA

Störmeldungen an zentralen Schmutzwasseranlagen 
im Stadtgebiet Annaburg, außer Löben, Meuselko 
und Premsendorf: 0 34 93/302-111.

Für OT Löben, Meuselko, Premsendorf ist das Per-
sonal der Kläranlage Mönchenhöfe zuständig: 0172/ 
79 66-664.

AMTLICHE MITTEILUNGEN

Stadt Annaburg 
OT Bethau

Öffentliche Bekanntmachung 
der  9. öffentlichen Sitzung des Ortschaftsrates Bethau 
am Mittwoch, 17. März 2021, 19.00 Uhr im Dorfgemein-
schaftshaus, Bethau 30

Tagesordnung
1.	 Begrüßung und Eröffnung der Sitzung 
2.	 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung
3.	 Feststellung der Anwesenheit
4.	 Bestätigung der Tagesordnung
5.	 Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 

11.11.2020 – öffentlicher Sitzungsteil
6.	 Anfragen der Bürger 
7.	 Verkehrsangelegenheiten
8.	 Informationen und Anfragen

– Nicht öffentlicher Sitzungsteil –
9.	 Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 

11.11.2020 – nicht öffentlicher Sitzungsteil
10.	Grundstücksangelegenheiten
11.	Informationen und Anfragen

gez. Nowack
Ortsbürgermeister

Hinweis:
Bitte beachten Sie, dass aufgrund der aktuellen Ab-
standsregelungen nur eine geringe Anzahl an Besucher-
plätzen zur Verfügung steht. Der Ortsbürgermeister kann 
im Rahmen seiner Verantwortung für die Sitzungsleitung 
und die Einhaltung der aktuellen rechtlichen Vorgaben 
Platzzuweisungen vornehmen und gegebenenfalls Bür-
ger von der Sitzung ausschließen.

Einladung des Ortschaftsrates Bethau
Bekanntmachung der Verwaltung
In der 14. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
Annaburg am 11.02.2021, durchgeführt im schriftli-
chen Verfahren gem. § 56a (3) KVG LSA, wurden fol-
gende Beschlüsse gefasst und durch Abstimmung be-
stätigt:

– Öffentlicher Sitzungsteil –
33/2021	 Bestätigung des Protokolls der 13. Sitzung 

des HFA vom 02.12.2020 – öffentlicher Sit-
zungsteil

– Nicht öffentlicher Sitzungsteil –
34/2021	 Bestätigung des Protokolls der 13. Sitzung 

des HFA vom 02.12.2020 – nicht öffentlicher 
Sitzungsteil

In der 16. Sitzung des Stadtrates der Stadt Annaburg 
am 23.02.2021 wurden folgende Beschlüsse gefasst 
und durch Abstimmung bestätigt:

– Öffentlicher Sitzungsteil –
01/2021	 Bestätigung der Tagesordnung
02/2021	 Bestätigung des Protokolls der 15. Sitzung 

vom 17.11.2020 – öffentlicher Teil
03/2021	 Besetzung von Ausschüssen
04/2021	 Gebührenkalkulation für die Jahre 2021 bis 

2023
05/2021	 Beschluss der zweiten Änderung der Gebüh-

rensatzung der Stadt Annaburg
06/2021	 Berufung des Wahlleiters und seines Stell-

vertreters für die Bürgermeisterwahl am 
06.06.2021

07/2021	 Bestimmung Wahltag und Wahlzeit für die 
Wahl des Bürgermeisters

08/2021	 Ausschreibung der Bürgermeisterstelle so-
wie Festlegung der Frist für die Einreichung 
der Bewerbungen

09/2021	 Änderung der Geschäftsordnung
10/2021	 Änderung der Hauptsatzung
11/2021	 Neufassung der Gefahrenabwehrverordnung 

der Stadt Annaburg
12/2021	 Beschluss zur Billigung und Auslegung des 

Entwurfes zur Aufhebung des Bebauungspla-
nes Nr. 1 „Weinbergstraße“ im Ortsteil Prettin

13/2021	 Abwägungsbeschluss zum 2. Entwurf der 3. 
Änderung des Flächennutzungsplanes Pret-
tin mit Hohndorf

14/2021	 Abwägungsbeschluss zum 2. Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „PVA 
Weinbergstraße“ im OT Prettin

15/2021	 Beschluss zur Aufstellung der 6. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der ehemaligen 
Stadt Prettin mit Hohndorf/ Frühzeitige Bür-
ger- und Behördenbeteiligung

16/2021	 Beschluss zur Aufstellung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes „PVA Am Beton-
werk“ OT Prettin/Frühzeitige Bürger- und 
Behördenbeteiligung

17/2021	 Übertragung von Haushaltsmitteln nach 2021

– Nicht öffentlicher Sitzungsteil –
18/2021	 Bestätigung des Protokolls der 15. Sitzung 

vom 17.11.2020 – nicht öffentlicher Sit-
zungsteil

19/2021	 Vergabeangelegenheiten
	 Fassadensanierung Auenweg 1, OT Prettin, 

06925 Annaburg 
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Liebe Bürgerinnen  
und Bürger,
aufgrund der erforderli-
chen, wiederkehrenden 
Gebührenkalkulation für die Abwasserbeseitigung und ei-
ner damit verbundenen Gebührenerhöhung, sehe ich es als 
unsere Pflicht an, Sie an dieser Stelle etwas ausführlicher 
zu informieren. In den zurückliegenden 6 Jahren musste 
keine Gebührenerhöhung an unsere Kunden weitergege-
ben werden. Im Vergleich zu anderen Abwasserverbänden 
ist unsere kleine Abwasserwirtschaft eher preiswert. Falls 
Sie bei anderen Verbänden recherchieren, beachten Sie 
bitte auch die Höhe der jeweiligen Grundgebühren. Hier 
erheben wir nur im zentralen Bereich eine sehr niedrige 
Grundgebühr.

Damit Sie die Hintergründe der Gebührensteigung verste-
hen, versuche ich Ihnen diese in den kommenden Sätzen 
zu erläutern.

Abfuhr, Transport und Reinigung von Fäkalien aus Sam-
melgruben und Schlämmen aus Kleinkläranlagen sind Teil 
der öffentlichen Abwasserbeseitigungsaufgabe. Es ist 
eine hoheitliche Pflichtaufgabe eine schadstofffreie Ent-
sorgung vorzunehmen. Wir werden dahingehend durch 
verschiedene Gremien und Behörden überwacht.

Die Bewirtschaftung der öffentlichen Einrichtung der de-
zentralen Schmutzwasserbeseitigung wird teilweise in Ei-
genregie (Behandlung der Fäkalien und Schlämme im Klär-
werk), sowie in privater Regie („rollender Kanal“) durch 
ein regionales Dienstleistungsunternehmen realisiert.

In den letzten Jahren musste festgestellt werden, dass bei 
zahlreichen dezentralen Entsorgungseinrichtungen viel 
weniger Mengen entsorgt werden, als der Verbrauch auf 
der Frischwasseruhr aufzeigt. Auch bei Kleinkläranlagen 
ist das Entsorgungsaufkommen von Fäkalschlamm rück-
läufig. Dies führt unweigerlich zu einer Erhöhung der Men-
gengebühr, denn die zu deckenden Kosten werden durch 
das geplante Mengenaufkommen dividiert. Dem entge-
gen zu wirken, hat man sich, wie alle anderen Verbände 
in Sachsen-Anhalt, auf die Abrechnung nach Frischwas-
sermaßstab verständigt. Wie zentrale Abwasserkunden 
auch erhalten die Betreiber von Abwassersammelgruben 
am Anfang des Jahres 2021 nunmehr einen Gebührenbe-
scheid mit den zu entrichtenden Abschlägen.

Es gibt für die sich ergebene Erhöhung der Abwasser- 
entsorgung zwei weitere grundlegende Aspekte. In den 
vergangenen Jahren wurde die Düngemittel- bzw. Klär-
schlammverordnung verschärft. Der anfallende Klär-
schlamm kann somit nicht mehr wirtschaftlich z.B. auf 
Felder verbracht werden. Für die meisten Verbände bleibt 
daher nur die Verbrennung. Hier wiederum gibt es momen-
tan leider noch zu wenige Verbrennungsanlagen, wodurch 
sich die Entsorgungskosten von Klärschlamm sprunghaft 
vervielfacht haben.

Durch unseren Betriebsführervertrag mit der MIDEWA 
(Anteilseigener ist der VEOLIA-Konzern) haben wir einen 
starken und verlässlichen Partner. Gemeinsam gelang es 
uns bisher, die von außen auf uns wirkenden Preissteige-
rungen in Grenzen zu halten.

In Bezug auf Abwasser aus Sammelgruben muss eindeutig 
der höhere Transportaufwand genannt werden. Haben Sie 
jedoch auch bitte für das Abfuhrunternehmen Verständ-
nis. Jedes Unternehmen hat in den vergangenen Jahren 
Mehrkosten zu verzeichnen und zu kalkulieren. Seien es 
steigende Lohnkosten, Reparaturkosten, Maut u.v.m.

Wir müssen – und dies bieten wir ausdrücklich an – ge-
meinsam mit den Nutzern von Sammelgruben nach Mög-
lichkeiten suchen, die Kosten auch in der kommenden Kal-
kulationsperiode ab 2024 erträglich zu halten.

Noch einmal zur eigentlichen Abfuhr. Ein zunehmendes 
Problem für das Transportunternehmen ist die große Häu-
figkeit an Entsorgungen, was oftmals auf eine nicht anfor-
derungsgerechte Sammeleinrichtung zurückzuführen ist. 
In etlichen Fällen ist das Fassungsvermögen des Behälters 
gegenüber dem Wasserverbrauch deutlich unterdimensi-
oniert. Insgesamt sind dadurch zu kurze Entsorgungsin-
tervalle festzustellen, was aus Sicht der Wirtschaftlichkeit 
sowie der CO2-Emission kritisch betrachtet werden muss.

Hinweis Mobile Entsorgung –  
Kosten für zusätzliche Schlauchlängen

Bild zur Verfügung gestellt durch Heidewasser

Dort, wo es keine Übergabestelle für das Sammelfahrzeug 
an Abwassersammelgruben und Kleinkläranlagen gibt 
und Schlauchlängen von mehr als 15 m ausgelegt werden 
müssen, wird wie bisher jeder zusätzlich verlegte Meter 
in Rechnung gestellt. Die Kosten hierfür werden vom Ab-
fuhrunternehmen erhoben und durch die Abwasserwirt-
schaft – Städtische Betriebe Annaburg – ohne Aufschlag 
weiterberechnet.

Eine abflusslose Sammelgrube ist in der Regel lagemäßig 
so anzuordnen, dass die Abfuhr der Fäkalien ohne Betre-
ten des Grundstücks aus dem öffentlichen Bereich möglich 
ist. Wo dies aufgrund von Bestandsanlagen nicht der Fall 
ist, kann ein Ansaugstutzen durch den Eigentümer bereit-
gestellt werden.

Achtung wichtiger Hinweis auch für Betreiber  
von abflusslosen Sammelgruben!

Laut Satzung § 5 Abs. 7 über die Erhebung von Gebüh-
ren für die zentrale und dezentrale Schmutzwasserbesei-
tigung kann weiter ein Zahlungserlass gewährt werden, 
wenn die Wassermengen, die nachweislich nicht in den 
öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen gelangt 
sind, durch eine Messeinrichtung (Abzugszähler, Garten-
zähler) nachgewiesen werden. Für viele Betreiber von 
abflusslosen Sammelgruben ist diese Installation wirt-
schaftlich attraktiv. Nähere Information hierzu finden Sie 
auf unserer Internetseite.

Ich gehe davon aus, Ihnen mit meinen Ausführungen ei-
nen deutlichen Einblick gegeben zu haben, worauf sich 
die Gebührenerhöhung begründet. Ich möchte Ihnen ver-
sichern, im Rahmen der rechtlichen Grundlagen alle Mög-
lichkeiten, sowohl für die zentrale als auch für die dezen-
trale Entsorgung, in der aktuellen Gebührenkalkulation 
genutzt zu haben.

Stephan Mehlis
Betriebsleiter
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Öffentliche Bekanntmachung der 17. Sitzung des 
Stadtrates Annaburg am Dienstag, 13.04.2021 um 
19.00 Uhr im Gemeinschaftshaus Prettin, OT Prettin, 
Gustav-Fischer-Str. 29, 06925 Annaburg 

Tagesordnung:

– Öffentlicher Sitzungsteil –
1.	 Begrüßung und Eröffnung der Sitzung
2.	 Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung
3.	 Feststellen der Anwesenheit und 

Beschlussfähigkeit
4.	 Bestätigung der Tagesordnung
5.	 Bestätigung des Protokolls der 16. Sitzung vom 

23.02.2021 – öffentlicher Sitzungsteil
6.	 Einwohnerfragestunde
7.	 Bekanntgabe der Beschlüsse des nichtöffentlichen 

Sitzungsteiles des Stadtrates vom 23.02.2020
8.	 Wahl Schiedsperson
9.	 Entschädigungssatzung
10.	 Über- und Außerplanmäßige Ausgaben
11.	 Informationen des Bürgermeisters und Anfragen

– Nicht öffentlicher Sitzungsteil –
12.	 Bestätigung des Protokolls der 16. Sitzung vom 

23.02.2021 – nicht öffentlicher Sitzungsteil
13.	 Vergabeangelegenheiten
14.	 Grundstücksangelegenheiten
15.	 Personalangelegenheiten
16.	 Informationen und Anfragen

Hinweis: 
Aufgrund der aktuellen Abstandsregelungen steht 
nur eine geringe Anzahl an Besucherplätzen zur Ver-
fügung. Der Sitzungsleiter kann im Rahmen seiner 
Verantwortung für die Sitzungsdurchführung und un-
ter der Einhaltung der aktuellen rechtlichen Vorgaben 
Platzzuweisungen vornehmen und gegebenenfalls 
Bürger von der Sitzung ausschließen.

Neubauer
Bürgermeister

TERMINE

Öffentliche Bekanntmachung der 15. Sitzung des 
Haupt-und Finanzausschusses  der Stadt Annaburg 
am Mittwoch, 17. 03.2021, um 19.00 Uhr im Rathaus 
Annaburg, Sitzungssaal

Tagesordnung:

– Öffentlicher Sitzungsteil –
1.	 Begrüßung und Eröffnung der Sitzung
2.	 Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung
3.	 Feststellen der Anwesenheit und 

Beschlussfähigkeit
4.	 Bestätigung der Tagesordnung
5.	 Bestätigung der Niederschrift der 14. Sitzung des 

HFA vom 11.02.2021 – öffentlicher Sitzungsteil
6.	 Einwohnerfragestunde
7.	 Haushaltsgenehmigung 2021
8.	 Entschädigungssatzung
9.	 Über- und außerplanmäßige Ausgaben
10.	 Informationen des Bürgermeisters und Anfragen

– Nicht öffentlicher Sitzungsteil –

11.	 Bestätigung der Niederschrift der 14. Sitzung 
des HFA vom 11.02.2021 – nicht öffentlicher 
Sitzungsteil

12.	 Vergabeangelegenheiten
13.	 Grundstücksangelegenheiten
14.	 Personalangelegenheiten
15.	 Informationen und Anfragen

Hinweis: 
Aufgrund der aktuellen Abstandsregelungen steht 
nur eine geringe Anzahl an Besucherplätzen zur Ver-
fügung. Der Sitzungsleiter kann im Rahmen seiner 
Verantwortung für die Sitzungsdurchführung und un-
ter der Einhaltung der aktuellen rechtlichen Vorgaben 
Platzzuweisungen vornehmen und gegebenenfalls 
Bürger von der Sitzung ausschließen.

Neubauer
Bürgermeister

TERMINE

Öffentliche Bekanntmachung der 7. Sitzung des 
Ordnungs- und Gewerbeausschusses am Dienstag, 
dem 30. März 2021, 17.00 Uhr im Rathaus

Tagesordnung:

– Öffentlicher Sitzungsteil –
1.	 Begrüßung
2.	 Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung
3.	 Feststellen der Anwesenheit
4.	 Bestätigung der Tagesordnung
5.	 Bestätigung Protokoll vom 24.11.2020 – öffentlicher 

Teil
6.	 Friedhofsangelegenheiten
7.	 Verkehrsangelegenheiten
8.	 Vorberatung Änderung Entschädigungssatzung

9.	 Informationen und Anfragen

– Nicht öffentlicher Sitzungsteil –
10.	 Bestätigung Protokoll vom 24.11.2020 – nicht 

öffentlicher Teil
11.	 Gewerbeinformationen
12.	 Informationen

Hinweis: 
Aufgrund der aktuellen Abstandsregelungen steht 
nur eine geringe Anzahl an Besucherplätzen zur Ver-
fügung. Der Sitzungsleiter kann im Rahmen seiner 
Verantwortung für die Sitzungsdurchführung und un-
ter der Einhaltung der aktuellen rechtlichen Vorgaben 
Platzzuweisungen vornehmen und gegebenenfalls 
Bürger von der Sitzung ausschließen.

TERMINE
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Bekanntmachung der Stadt Annaburg
über das Inkrafttreten  

der 5. Änderung des Flächennutzungsplans  
Prettin der Stadt Annaburg

Der Stadtrat der Stadt Annaburg hat den o.g. Plan als 
Satzung (Feststellungsbeschluss) beschlossen.

Ziel und Zweck der 5. Änderung des Flächennut-
zungsplans Prettin ist es, in Verbindung mit der Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
„PVA Hinterfährstraße II“ das Planungsrecht für die 
Erzeugung von Solarenergie zu schaffen. Durch  die 
Änderung wird die bisherige Darstellung des Flä-
chennutzungsplanes von 

•	 Sondergebietsfläche „Militär“ und Flächen für die 
Landwirtschaft in

•	 Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung  
„Solar“ und einer „Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft“ geändert. 

Diese 5. Änderung des Flächennutzungsplans Pret-
tin wurde durch Verfügung der höheren Verwal-
tungsbehörde, Landkreis Wittenberg, FD Bauord-
nung (63) vom 12.02.2021 (AZ:63-04669-2020-41) 
genehmigt.

Die 5. Änderung des Flächennutzungsplans Prettin 
tritt mit der Bekanntmachung nach § 6 Abs. 5 BauGB 
in Kraft.

Der Flächennutzungsplan in der Fassung der 5. Än-
derung wird mit seiner Begründung und zusammen-
fassender Erklärung vom Tag der Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung an, gemäß § 6a BauGB zu 
jedermanns Einsicht im Rathaus der Stadt Anna-
burg, Torgauer Straße 52, im Raum 5 zu folgenden 
Dienstzeiten

Dienstag	 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und  
13.00 Uhr bis 15.00 Uhr

Donnerstag	 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und  
13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

bereitgehalten. Außerhalb dieser Zeiten können 
Termine zur Einsichtnahme vereinbart werden (Tel. 
035385 70235). Auf Verlangen wird über den Inhalt 
der Bauleitplanung Auskunft gegeben.

Hinweise gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden 

1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften,

2.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-
machung des Flächennutzungsplans schriftlich ge-
genüber der Stadt Annaburg unter Darlegung des 
die Verletzung oder den Mangel begründeten Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind.

Annaburg, den 08.03.2021

Neubauer
Bürgermeister

Bekanntmachung der Stadt Annaburg
über das Inkrafttreten des vorhabenbezogenen  

Bebauungsplans „PVA Hinterfährstraße II“  
im Ortsteil Prettin der Stadt Annaburg

Der Stadtrat der Stadt Annaburg hat in seiner öffentli-
chen Sitzung am 20.10.2020 den o.g. Plan als Satzung 
beschlossen.

Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.

Der Bebauungsplan mit seiner Begründung und zusam-
menfassender Erklärung werden vom Tag der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung an, zu Jedermanns 
Einsicht im Rathaus der Stadt Annaburg, Torgauer Stra-
ße 52, im Raum 5 zu folgenden Dienstzeiten

Dienstag	 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und  
13.00 Uhr bis 15.00 Uhr

Donnerstag	 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und  
13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

bereitgehalten. Außerhalb dieser Zeiten können Termi-
ne zur Einsichtnahme vereinbart werden (Tel. 035385 
70235). Auf Verlangen wird über den Inhalt der Bauleit-
planung Auskunft gegeben.

Hinweise gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden 

1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-
achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans, 

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber 
der Stadt Annaburg unter Darlegung des die Verletzung 
oder den Mangel begründeten Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.

Annaburg, den 08.03.2021

Neubauer
Bürgermeister

Stellenausschreibungen 
In der Stadt Herzberg (Elster) ist zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt eine unbefristete Vollzeitstelle als 

Sachbearbeiter (m/w/d) Bürgerservice

zu besetzen. 

In der Stadt Herzberg (Elster) ist zum 01.05.2021 eine 
befristete Vollzeitstelle als

Klimaschutzmanager (w/m/d)

für den Zeitraum von zwei Jahren zu besetzen.

In der Stadt Herzberg (Elster) ist zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt eine befristete Vollzeitstelle als

Teamleiter (m/w/d) Haushalt, Buchhaltung und Steuern

im Rahmen einer Elternzeitvertretung zu besetzen. 

Weitere Informationen finden Sie auf der Internet- 
seite www.herzberg-elster.de.
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Gefahrenabwehrverordnung 
betreffend die Abwehr von Gefahren bei Verkehrsbehinderungen und –gefährdungen, ruhestörendem Lärm, 

Tierhaltung, offenen Feuern im Freien sowie durch mangelhafte Hausnummerierung

Auf Grund der §§ 1 und 94 Abs. 1 des Gesetzes über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-An-
halt (SOG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. 
Mai 2014 (GVBl. LSA 2014, 182, 183, ber. S. 380) zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2020 
(GVBl. LSA S. 682) hat der Stadtrat der Stadt Annaburg in 
seiner Sitzung am 23. Februar 2021 für das Gebiet der Stadt 
Annaburg folgende Gefahrenabwehrverordnung erlassen:

§ 1 
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung sind

1.	 Straßen:
	 alle Straßen, Wege, Plätze, Brücken, Durchfahrten, Tun-

nel, Über-, Unterführungen, Durchgänge sowie Treppen, 
soweit sie für den öffentlichen Verkehr genutzt werden, 
auch wenn sie durch Grünanlagen führen oder im Pri-
vateigentum stehen; zu den Straßen gehören Rinnstei-
ne (Gossen), Straßengräben, Böschungen, Stützmauern, 
Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen neben der 
Fahrbahn sowie Verkehrsinseln und Grünstreifen,

2. 	 Fahrbahnen:
	 diejenigen Teile der Straßen, die dem Verkehr mit Fahr-

zeugen dienen;

3. 	 Fahrzeuge:
	 Schienenfahrzeuge, Kraftfahrzeuge, Arbeitsmaschinen, 

bespannte Fahrzeuge, Krankenfahrstühle und Fahrräder

4. 	 Anlagen:
	 Alle der Öffentlichkeit zur Verfügung stehenden Parks, 

Grünflächen, Sport- und Spielplätze.

§ 2 
Verkehrsbehinderungen und -gefährdungen

(1)	 An Gebäudeteilen, die unmittelbar an der Straße liegen, 
sind Eiszapfen, Schneeüberhänge und auf den Dächern 
liegende Schneemassen, die den Umständen nach eine 
Gefahr für Personen oder Sachen bilden, unverzüglich zu 
entfernen oder Sicherheitsmaßnahmen durch Absperrun-
gen bzw. Aufstellen von Warnzeichen zu treffen.

(2)	 Stacheldraht, scharfe Spitzen, andere scharfkantige Ge-
genstände sowie Vorrichtungen, durch die im Straßen-
verkehr Personen verletzt oder Sachen beschädigt wer-
den können, dürfen entlang von Grundstücken nur in 
einer Höhe von mindestens 2,50 m über dem Erdboden 
angebracht werden.

(3)	 Frisch gestrichene Gegenstände, Wände, Einfriedungen, 
die sich auf oder an den Straßen befinden, müssen durch 
auffallende Warnschilder kenntlich gemacht werden, so-
lange sie abfärben.

(4)	 Es ist verboten, Lichtmasten, Masten der Fernmeldelei-
tungen, Pfosten von Verkehrszeichen oder Straßenna-
menschildern, Feuermelder, Brunnen, Denkmäler, Bäu-
me, deren Stamm, Äste, die sich nicht ausschließlich auf 
oder über Privatgrundstücken befinden, Kabelverteiler-
schränke oder sonstige oberirdische Anlagenteile und 
Gebäude, die der Wasser- oder Energieversorgung die-
nen, zu erklettern. 

(5)	 Kellerschächte und Luken, die in den öffentlichen Ver-
kehrsraum hineinragen, dürfen nur geöffnet sein, solan-
ge es die Benutzung erforderlich macht; in diesem Fall 
sind sie abzusperren oder zu bewachen oder in der Dun-
kelheit so zu beleuchten, dass sie von Verkehrsteilneh-
mern unmittelbar erkannt werden können.

§ 3 
Ruhestörender Lärm

(1)	 Soweit bundes- und landesrechtliche Normen* keine 
besonderen Regelungen enthalten sind die nachfol-
genden Ruhezeiten zur Vermeidung von Belästigungen 
nicht nur unerheblicher Art und von Beeinträchtigun-
gen der Gesundheit (einschließlich der Erholung) zu 
beachten:

1.	 Sonn- und Feiertage ganztags sowie
2.	 an anderen Tagen die Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr 

(Nachtruhe).

(2)	 Während der Ruhezeiten sind alle Tätigkeiten und 
Veranstaltungen verboten, die die Ruhe unbeteiligter 
Personen wesentlich stören. Zu den Störungen zählen 
insbesondere auch:

1.	 das Ausklopfen von Teppichen, Polstermöbeln und 
Matratzen, auch auf offenen Balkonen und bei ge-
öffneten Fenstern.

2.	 der Betrieb, das Abspielen oder Spielen von Be-
schallungsanlagen, Tonwiedergabegeräten und 
Musikinstrumenten.

(3)	 Das Verbot des Abs. 2 gilt nicht:

1.	 Für Tätigkeiten, die der Verhütung oder Beseiti-
gung einer Gefahr für höherwertige Rechtsgüter 
dienen, und

2.	 für Arbeiten landwirtschaftlicher oder gewerblicher 
Betriebe, wenn die Arbeiten üblich sind.

(4)	 Innerhalb geschlossener Ortschaften hat in den Fällen, 
in denen das Straßenverkehrsrecht und die Rechtsvor-
schriften über Garagen und Einstellplätze keine An-
wendung finden, bei der Benutzung und dem Betrieb 
von Fahrzeugen jedes nach den Umständen vermeid-
bare Geräusch zu unterbleiben. Insbesondere ist die 
Abgabe von Schallzeichen sowie das Ausproben und 
geräuschvolle Laufen lassen von Motoren verboten.

§ 4 
Tierhaltung

(1)	 Haustiere und andere Tiere müssen so gehalten wer-
den, dass die Allgemeinheit nicht gefährdet oder beläs-
tigt wird. Insbesondere ist darauf zu achten, dass Tie-
re nicht durch lang andauerndes Bellen, Heulen oder 
ähnliche Geräusche die Nachbarn in den in § 3 Abs. 1 
genannten Ruhezeiten belästigen.

(2)	 Tierhalter oder die mit der Führung oder Pflege Beauf-
tragten sind verpflichtet zu verhüten, dass ihr Tier auf 
Straßen oder Anlagen unbeaufsichtigt umherläuft, Per-
sonen oder Tiere anspringt oder anfällt.

(3)	 Hunde müssen stets vom Tierhalter oder von dem mit 
der Führung oder Pflege Beauftragten auf Straßen und 
an allen anderen öffentlich zugänglichen Orten inner-
halb einer geschlossenen Ortschaft** zum Schutz von 
Mensch und Tier an der Leine geführt werden.

(4)	 Tierhalter und die mit der Führung oder Pflege Beauf-
tragten sind verpflichtet zu verhüten, dass ihr Tier Stra-
ßen und Anlagen verunreinigt. Bei Verunreinigungen 
ist der Tierhalter oder die mit der Führung oder Pfle-
ge beauftragte Person zur Säuberung verpflichtet. Die 
Straßenreinigungspflicht der Anlieger bleibt unberührt.

(5)	 Das Betreten von Kinderspielplätzen mit Hunden ist 
verboten.
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§ 5 
Offene Feuer im Freien

(1)	 Das Anlegen und Unterhalten von Oster-, Lager- oder an-
deren offenen Feuern einschließlich Flämmen ist verbo-
ten.

(2)	 Genehmigte Feuer im Freien sind ständig von mindes-
tens einer erwachsenen Person zu überwachen.

Bevor die Feuerstelle verlassen wird, ist sie abzulöschen.

(3)	 Die Genehmigung ersetzt nicht die Zustimmung des 
Grundstückseigentümers oder sonst Verfügungsberech-
tigten. Andere Rechtsvorschriften, nach denen offene 
Feuer gestattet oder verboten sind, insbesondere nach 
dem Abfallrecht, bleiben unberührt.

§ 6 
Hausnummern

(1)	 Die Eigentümer oder sonst Verfügungsberechtigten 
haben ihre bebauten Grundstücke mit den von der Ge-
meinde festgesetzten Hausnummern zu versehen, sie zu 
beschaffen, anzubringen sowie zu unterhalten und im 
Bedarfsfall zu erneuern. Dies gilt auch bei einer notwen-
dig werdenden Umnummerierung.

(2)	 Als Hausnummer sind arabische Ziffern zu verwenden. 
Bei Hausnummern mit zusätzlichen Buchstaben sind 
Großbuchstaben zu verwenden. Die Hausnummer ist so 
am Gebäude oder Grundstück anzubringen, dass sie von 
der Fahrbahnmitte der Straße aus, der das Grundstück 
zugeordnet ist, jederzeit sicht- und lesbar ist.

(3)	 Wird für ein Grundstück eine neue Hausnummer fest-
gelegt, darf die alte Hausnummer während einer Über-
gangszeit von einem Jahr neben der neuen Hausnummer 
angebracht sein.

	 Die alte Nummer ist rot zu durchkreuzen, so dass sie 
noch zu lesen ist.

(4)	 Sind mehrere Gebäude, für die von der Gemeinde unter-
schiedliche Hausnummern festgesetzt sind, nur über ei-
nen Privatweg von der Straße aus zu erreichen, so ist von 
den Eigentümern oder sonst Verfügungsberechtigten der 
anliegenden Grundstücke ein Hinweisschild mit Angabe 
der betreffenden Hausnummern an der Einmündung des 
Weges anzubringen. Das Anbringen der Hinweisschilder 
ist von den Vorderliegern zu dulden.

§ 7 
Ausnahmen

Ausnahmen von den Ge- und Verboten dieser Verordnung 
können im Einzelfall auf Antrag oder allgemein durch ortsüb-
liche Bekanntmachung von der Stadt Annaburg genehmigt 
werden, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht.

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten

(1)	 Ordnungswidrig im Sinne des § 98 Abs. 1 des Gesetzes 
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen

1.	 § 2 Abs. 1 Eiszapfen, Schneeüberhänge oder auf Dä-
chern liegende Schneemassen nicht unverzüglich 
entfernt oder keine Sicherheitsmaßnahmen durch Ab-
sperrungen oder Aufstellen von Warnzeichen trifft,

2.	 § 2 Abs. 2 Stacheldraht, scharfe Spitzen, andere 
scharfkantige Gegenstände oder Vorrichtungen, 
durch die im Straßenverkehr Personen verletzt oder 
Sachen beschädigt werden können, entlang von 
Grundstücken in einer Höhe von weniger als 2,50 m 
über dem Erdboden anbringt,

3.	 § 2 Abs. 3 frisch gestrichene Gegenstände, Wände 

oder Einfriedungen nicht durch auffallende Warn-
schilder kenntlich macht,

4.	 § 2 Abs. 4 Lichtmasten, Masten der Fernmeldelei-
tungen, Pfosten von Verkehrszeichen oder Straßen-
namenschildern, Feuermelder, Brunnen, Denkmäler, 
Bäume, Kabelverteilerschränke oder sonstige oberir-
dische Anlagenteile oder Gebäude, die der Wasser- 
oder Energieversorgung dienen, erklettert,

5.	 § 2 Abs. 5 Kellerschächte oder Luken bei Benutzung 
nicht absperrt, bewacht oder in der Dunkelheit be-
leuchtet,

6.	 § 3 Abs. 2 während der Ruhezeiten die verbotenen 
Tätigkeiten ausübt oder verbotene Veranstaltungen 
durchführt,

7.	 § 3 Abs. 4 bei der Benutzung und dem Betrieb von 
Fahrzeugen nicht verhindert, dass jedes nach den 
Umständen vermeidbare Geräusch unterbleibt,

8.	 § 4 Abs. 1, Haustiere und andere Tiere so hält, dass 
die Allgemeinheit gefährdet oder durch langandau-
erndes Bellen, Heulen oder ähnliche Geräusche be-
lästigt wird,

9.	 § 4 Abs. 2 nicht verhütet, dass Tiere auf Straßen oder 
in Anlagen unbeaufsichtigt umherlaufen oder Perso-
nen oder Tiere anspringen oder anfallen,

10.	§ 4 Abs. 3 Hunde innerhalb einer geschlossenen Ort-
schaft nicht an der Leine führt,

11.	§ 4 Abs. 4 Satz 2 bei Verunreinigungen die Verpflich-
tung zur Säuberung nicht erfüllt,

12.	§ 4 Abs. 5 Kinderspielplätzen mit Hunden betritt, 
13.	§ 5 Abs. 1 Oster-, Lager- oder andere offene Feuer 

ähnlicher Größe anlegt oder flämmt,
14.	§ 5 Abs. 2 Satz 1 ein genehmigtes Feuer nicht ständig 

überwacht, 
15.	§ 5 Abs. 2 Satz 2 die Feuerstelle vor dem Verlassen 

nicht ablöscht,
16.	§ 6 Abs. 1 als Eigentümer oder sonst Verfügungsbe-

rechtigter sein bebautes Grundstück nicht mit der 
festgesetzten Hausnummer versieht, oder diese nicht 
beschafft, nicht anbringt, nicht unterhält oder nicht 
erneuert,

17.	§ 6 Abs. 2 unzulässige Ziffern oder Buchstaben ver-
wendet oder die Hausnummer so am Gebäude oder 
Grundstück anbringt, dass sie von der Fahrbahnmitte 
der Straße aus, der das Grundstück zugeordnet ist, 
nicht jederzeit sicht- und lesbar ist,

18.	§ 6 Abs. 3 die alte Hausnummer länger als ein Jahr 
neben der neuen Hausnummer anbringt,

19.	§ 6 Abs. 4 ein Hinweisschild mit Angabe der betref-
fenden Hausnummern nicht anbringt, sofern das Ge-
bäude nur über einen Privatweg von der Straße aus 
zu erreichen ist oder als Vorderlieger das Anbringen 
des Hinweisschildes nicht duldet.

(2)	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis 
zu 5000 Euro geahndet werden.

§ 9 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1)	 Diese Gefahrenabwehrverordnung tritt eine Woche nach 
ihrer Verkündung im Amtsblatt der Stadt Annaburg in 
Kraft.

(2)	 Sie tritt zehn Jahre nach ihrem In-Kraft-Treten außer Kraft.

Annaburg, den 23.02.2021 

Neubauer
Bürgermeister

*	 Eine Norm ist z.B. die 32. BImSchVO,  
sie regelt den Geräte- und Maschinenlärm. 
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2. Änderung der Satzung der Stadt Annaburg  
über die Erhebung von Gebühren für die zentrale und dezentrale 

Schmutzwasserbeseitigung (Gebührensatzung)

Aufgrund der §§ 5, 8, 45  des Kommunalverfassungsgeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)  vom 17. Juni 
2014 (GVBl. LSA 2014 S. 288), der §§ 78 des Wassergeset-
zes für das Land Sachsen- Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 
(GVBl. LSA 2011 S. 492) in der zur Zeit gültigen Fassung 
sowie des Kommunalabgabengesetzes (KAG LSA) vom 13. 
Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 405) in der zur Zeit gültigen 
Fassung hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 23.02.2021 
folgende 2. Änderung der Satzung beschlossen.

Artikel 1
§ 5 Abs. 7 wird wie folgt geändert:

(7)	 Abzugszähler/ Gartenwasserzähler

	 Wassermengen, die nachweislich nicht in die öf-
fentliche Schmutzwasseranlage gelangt sind, wer-
den unter folgenden Bedingungen und auf Antrag 
des Gebührenpflichtigen abgesetzt:

a)	 ein geeichter Wasserzähler muss von einer Fachfir-
ma, welche im Installateurverzeichnis eingetragen 
ist, installiert werden. Der Nachweis der Eichung 
muss vorliegen.

b)	 Der Wasserzähler muss von der Stadt abgenommen 
und verplombt werden.

c)	 Die Abnahme des Wasserzählers stellt Verwaltungs-
aufwand dar, wofür Verwaltungskosten nach der ak-
tuellen Verwaltungskostensatzung der Stadt Anna-
burg im eigenen Wirkungskreis erhoben werden.

d)	 nach Ablauf der Eichfrist, (6 Jahre) ist der Wasser-
zähler vom Gebührenpflichtigen ersetzen zu lassen 
und der Stadt anzuzeigen. Satz 1 bis 2 gelten ent-
sprechend.

e)	 Erfolgt dies nicht, kann die verbrauchte Menge 
nicht abgesetzt werden.

f)	 Der Zählerstand und die Zählernummer sind der 
Stadt innerhalb von 14 Tagen mitzuteilen.

Abschnitt III 
Dezentrale Schmutzwassergebühren

§ 11 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

Die Gebühr für abflusslose Sammelgruben wird in 
Form einer Mengengebühr berechnet. Maßstab für die 
Berechnung der Mengengebühr ist die Schmutzwasser-
menge die im Erhebungszeitraum in die Schmutzwas-
serbeseitigungseinrichtung gelangt ist. Der abfluss-
losen Sammelgrube zugeführten Menge gilt, die 
Trinkwassermenge aus eigenen und fremden Wasser-
versorgungsanlagen die auf dem Grundstück während 
eines Erhebungszeitraumes anfallen (Trink- bzw. Fri-
schwasser-maßstab). § 5 Abs. 2 bis 7 gelten entspre-
chend. Die Berechnungseinheit für die Mengengebühr 
ist ein Kubikmeter Schmutzwasser.

§ 11 Abs. 3 wird neu eingefügt:

Die Gebühr für die Kleinkläranlagen wird nach der 
entnommenen Menge Fäkalschlamm bzw. Fäkal-
schmutzwasser bemessen. Die Berechnungseinheit 
für die Gebühr ist ein Kubikmeter Fäkalschlamm.

§ 11 Abs. 3 wird zu Abs. 4 und wie folgt geändert:

Bei der Entleerung wird die Abfuhrmenge an der 
Messeinrichtung des Spezialabfuhrfahrzeuges ermit-
telt. Zur Abfuhrmenge zählt auch das zum Absaugen 
erforderliche Spülwasser. Bei der Entleerung soll der 
Grundstückseigentümer oder ein von ihm Beauftrag-

ter anwesend sein, um die gemessene Abfuhrmenge 
schriftlich zu bestätigen. Ist trotz vorheriger Vereinba-
rung weder der Eigentümer noch ein vom ihm Beauf-
tragter anwesend, hat er die festgestellte Menge gegen 
sich gelten zu lassen.

§ 12 Gebührenpflichtige wird neu eingefügt:

§ 7 gilt entsprechend.  

§ 13 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
wird neu eingefügt:

(1)	 Die Gebührenpflicht entsteht, sobald der 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage auf dem Grund-
stück Schmutzwasser bzw. Fäkalschlamm zuge-
führt werden kann.

(2)	 Die Gebührenpflicht erlischt, sobald das Grund-
stück an die zentrale Schmutzwasseranlage ange-
schlossen ist oder wenn die Schmutzwasserbesei-
tigungsanlage außer Betrieb genommen wird. Dies 
ist der Stadt mitzuteilen.

§ 14 Veranlagung und Fälligkeit wird neu eingefügt:

(1)	 § 9 gilt entsprechend.

(2)	 Die Mengengebühren werden durch Bescheid gel-
tend gemacht und sind einen Monat nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig. 

(3)	 Bei der Schmutzwasserbeseitigung für Kleinklär-
anlagen erfolgt die Veranlagung zu den Mengen-
gebühren nach der durchgeführten Entsorgung auf 
Grundlage der Nachweise der entsorgten Mengen. 

(4)	 Erhebungszeitraum für abflusslose Gruben ist das 
Abrechnungsjahr, an dessen Ende die Gebühren-
schuld entsteht. § 10 Abs. 2 bis 4 gelten entspre-
chend.

§ 12 wird zu § 15

§ 13 wird zu § 16

§ 14 wird zu § 17

§ 15 wird zu § 18

§ 16 wird zu § 19

§ 17 wird zu § 20

§ 18 wird zu § 21 und wird in Absatz 1 wie folgt geändert:

(1)	 Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs.6 KVG LSA 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Rege-
lungen dieser Satzung entgegen

a)	 § 5 Abs. 4 Buchst. a) bei Einleiten von Wassermen-
gen aus der Hauswasserversorgungsanlage kei-
nen Wasserzähler, nach Bestimmungen des Eich-
gesetzes auf seine Kosten einbauen lässt

b)	 § 7 Abs. 2 den Wechsel eines Gebührenpflichtigen 
mit dazugehörigen Übergabeprotokoll nicht der 
Stadt anzeigt

§ 19 wird zu 22

Die Anlage zur Gebührensatzung der Stadt Annaburg 
wird wie folgt geändert:

(2)	 Der Gebührensatz für die Mengengebühr der zent-
ralen Entsorgung gemäß § 6 wird geändert und be-
trägt 2,95 €/m³.

(3)	 Der Gebührensätze für die Benutzung der mobilen  
Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen  
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gemäß § 16 werden geändert und betragen:

	 für Abwasser aus 
	 abflusslosen Sammelgruben	 13,28 €/m³
	 für Fäkalschlamm 
	 aus Kleinkläranlagen		  49,97 €/m³

(5)	 Die Kostensätze für zusätzliche Leistungen/ Kos-
tenerstattungen gemäß § 15 werden nach den tat-
sächlich entstandenen Kosten des Abfuhrunterneh-
mens erhoben und betragen zur Zeit:

a)	 für die Verlegung zusätzlicher 
	 Schlauchlängen – ab 15 m:	 2,98 €/m Schlauch

b)	 für die Entsorgung außerhalb des Tourenplanes 
bzw. der Geschäftszeiten, an Samstagen, Sonn-  
und Feiertagen:

	 für abflusslose Sammelgruben:	 15,59 €/m³
	 für Kleinkläranlagen:	 30,71 €/m³

für Leerfahrten bei Nichterreichbarkeit 
bzw. vergeblicher Anfahrt: 	       71,96 €/Std.

Artikel 2
§ 22 erhält folgende Fassung:

Die zweite Änderungssatzung tritt nach der öffentli-
chen Bekanntmachung zum 1. April 2021 in Kraft.

Annaburg, den 24.02.2021

Neubauer
Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Annaburg

über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  
zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 1  

„Wohngebiet Weinbergstraße“ im Ortsteil Prettin  
der Stadt Annaburg

Der Stadtrat der Stadt Annaburg hat in seiner öffentlichen 
Sitzung am 17.04.2018 mit dem Aufstellungsbeschluss Nr. 
40/2018 das Verfahren zur Aufhebung des Bebauungsplans 
Nr. 1 „Wohngebiet Weinbergstraße“ gemäß §§ 1 Abs. 3 und 
2 Abs. 1 BauGB eingeleitet. In der Sitzung am 23.02.2021 
wurde der Vorentwurf der Begründung gebilligt und die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen. 

Der Planaufhebungsbereich umfasst den gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans und wird begrenzt von 
der Weinbergstraße und den rückwärtigen Grundstücks-
grenzen der nördlichen Lindenstraße und ist nachfolgend 
dargestellt.

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 124/2, 124/3, 
124/5, 124/6, 125/2, 138 (teilweise),140/5, 140/6, 141/2, 142, 
146, 147/2 (teilweise), 823 und 824 in der Flur 11 der Ge-
markung Prettin 

Bei der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 
Abs. 1 BauGB werden die allgemeinen Ziele und Zwecke 
der Planung, wesentlich unterschiedliche Lösungen, die 
für die Entwicklung des Gebietes in Betracht kommen und 
die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung vorge-
stellt und der Öffentlichkeit Gelegenheit gegeben zur Ab-
gabe einer Stellungnahme.

Die Aufhebung des Bebauungsplanes erfolgt analog nach 
§ 8 BauGB. 

Anlass der Planung:  Nach Abschluss des Aufhebungsver-
fahrens für den Bebauungsplan Nr. 1 „Wohngebiet Wein-

bergstraße“  werden zukünftig Bauvorhaben abhängig 
von ihrer Lage zu bereits vorhandenen Verkehrsflächen 
entsprechend der Regelungen nach § 34 oder § 35 BauGB 
beurteilt.

Eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit durch Aus-
legung eines Vorentwurfes zur Aufhebung des Bebau-
ungsplans „Wohngebiet Weinbergstraße“ erfolgt in der 
Zeit vom 

16. März 2021 bis einschließlich 16. April 2021

im Rathaus der Stadt Annaburg, Zimmer 5 (Bauamt), 
Torgauer Straße 52 in 06925 Annaburg während der all-
gemeinen Dienststunden bzw. nach vorheriger Terminab-
sprache.

Die noch zu einem späteren Zeitpunkt durchzuführende 
förmliche Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (öffentliche 
Auslegung) bleibt davon unberührt.

Die Planunterlagen des Vorentwurfes sind im genannten 
Zeitraum auch elektronisch auf der Internetseite der Stadt 
Annaburg eingestellt und können unter der Adresse: 
http://www.annaburg.de > Bürgerservice & Verwaltung > 
Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen werden.

Darüber hinaus können die Planunterlagen auch auf der 
Internetseite des Landesportals von Sachsen-Anhalt unter 
der Adresse: https://www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de/
de/gdi-lsa/Informationen/gdi_kommunen/main.htm einge-
sehen werden.

Stellungnahmen können während der genannten Frist 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der Bauver-
waltung zu den genannten Zeiten abgegeben werden. 

Anregungen und Stellungnahmen können auch per E-Mail 
abgegeben werden an: karin.kralisch@annaburg.de 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass Dritte (Privat-
personen) mit der Abgabe einer Stellungnahme der Verar-
beitung ihrer angegebenen Daten, wie Name, Adressda-
ten und E-Mailadresse zustimmen. Gemäß Art. 6 Abs. 1c 
EU-DSGVO werden die Daten im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens für die gesetzlich bestimmten Dokumenta-
tionspflichten und für die Informationspflicht Ihnen gegen-
über genutzt.

Dieser Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Annaburg, den 08.03.2021

Neubauer
Bürgermeister
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Amtliche Bekanntmachung
6. Änderung des Flächennutzungsplans Prettin  

mit Hohndorf Aufstellungsbeschluss und  
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Vorhabenbezogener Bebauungsplan  
„PVA Am Betonwerk“ im OT Prettin  

Aufstellungsbeschluss und Frühzeitige Beteiligung  
der Öffentlichkeit

Der Stadtrat der Stadt Annaburg hat in seiner Sitzung 
am 23.02.2021 aufgrund von § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) die Aufstellung der 6. Änderung des Flächen-
nutzungsplans Prettin mit Hohndorf sowie die Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „PVA 
Am Betonwerk“ OT Prettin beschlossen. Das Plange-
biet, das für die Änderung des Flächennutzungsplans 
und des vorhabenbezogenen Bebauungsplans iden-
tisch ist, umfasst die Flurstücke 371/6 (anteilig), 425 
(anteilig), 428 (anteilig), 189 (anteilig), 371/5 (anteilig), 
429, 430, 432, 433, 172 (anteilig), 523 (anteilig), 371/ (an-
teilig) in der Flur 9 der Gemarkung Prettin. Der genaue 
Geltungsbereich ist dem nachstehenden Übersichts-
plan zu entnehmen.

Bei der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 
Abs. 1 BauGB werden die allgemeinen Ziele und Zwe-
cke der Planung, wesentlich unterschiedliche Lösun-
gen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines 
Gebietes in Betracht kommen, und die voraussichtli-
chen Auswirkungen der Planung vorgestellt und der 
Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt als vor-
habenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB. Im 
weiteren Verfahren wird eine Umweltprüfung gemäß § 
2 Abs. 4 BauGB durchgeführt sowie ein Umweltbericht 
gemäß § 2a BauGB erstellt. 

Anlass der Planung: Schaffung eines Sonstigen Sonder-
gebietes „Solar“

Planungsziel:  Schaffung von Bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung von Photovoltaik-
anlagen 

Eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit durch 
Auslegung eines Vorentwurfes der Flächennutzungs-
planänderung sowie eines Vorentwurfes zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplan erfolgt vom 

16. März 2021 bis einschließlich 16. April 2021

im Rathaus der Stadt Annaburg, Bauamt,  Zimmer 5, 
Torgauer Straße 52 in 06925 Annaburg während der 
Dienststunden

Montag bis Freitag	 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Dienstag	 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr 
Donnerstag	 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

bzw. nach vorheriger Terminabsprache.

Die noch zu einem späteren Zeitpunkt durchzuführende 
förmliche Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
(öffentliche Auslegung) bleibt hiervon unberührt.

Die Planunterlagen des Vorentwurfes sind im genann-
ten Zeitraum auch elektronisch auf der Internetseite der 
Stadt Annaburg eingestellt und können unter der Ad-
resse: http://www.annaburg.de > Bürger & Verwaltung 
> Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen werden.

Darüber hinaus können die Planunterlagen auch auf der 
Internetseite des Landesportals von Sachsen – Anhalt 
unter der Adresse: https://www.lvermgeo.sachsen-an-
halt.de/de/gdi-lsa/Informationen/gdi_kommunen/main.
htm eingesehen werden.

Stellungnahmen können während der genannten Frist 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der Bau-
verwaltung zu den genannten Zeiten abgegeben wer-
den. 

Anregungen und Stellungnahmen können auch per 
E-Mail abgegeben werden an: karin.kralisch@anna-
burg.de 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass Dritte (Pri-
vatpersonen) mit der Abgabe einer Stellungnahme der 
Verarbeitung ihrer angegebenen Daten, wie Name, Ad-
ressdaten und E-Mailadresse zustimmen. Gemäß Art. 6 
Abs. 1c EU-DSGVO werden die Daten im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens für die gesetzlich bestimm-
ten Dokumentationspflichten und für die Informations-
pflicht Ihnen gegenüber genutzt.

Dieser Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.

Annaburg, 08.03.2021

Neubauer
Bürgermeister

Information aus der Steuerverwaltung
Die Grundsteuer A und B wird nach § 28 GrStG zu je 
einem Viertel ihres Jahresbetrags am 15. Februar,  
15. Mai, 15. August und 15. November fällig.

Entgegen der Öffentlichen Bekanntmachung im Amts-
blatt vom 11. Januar 2021 wurde die erste Fälligkeit ver-

schoben. Für 2021 wurden die folgenden Fälligkeiten 
für Ratenzahler festgesetzt:

•	 22.März 2021
•	 15. Mai 2021
•	 15. August 2021
•	 15. November 2021

Ihre Steuerverwaltung
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Öffentliche Bekanntmachung 
Gem. § 9 i. V. m. § 8 a Abs. 2 des Kommunalwahl-
gesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und § 3 Abs. 1 Kommunalwahlordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt erfolgt hiermit die öffentliche 
Bekanntmachung der Wahlorgane für die Wahl des 
Bürgermeisters.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 23.02.2021 fol-
gende Wahlorgane beschlossen:

Wahlleiterin 
Anja Liebig 
Torgauer Str. 52 
06925 Annaburg

Stellvertretende Wahlleiterin
Simone Opitz 
Torgauer Str. 52 
06925 Annaburg

Annaburg, den 08.03.2021

Öffentliche Bekanntmachung

Wahl des Landtages, Wahl des 
Landrates und Bürgermeisterwahlen 

am 6. Juni 2021 
Aufforderung an alle Parteien und Wählergrup-
pen zur Abgabe von Vorschlägen zur Bildung der 
Wahlvorstände 

Am 6. Juni 2021 finden neben der Bürgermeister-
wahl in der Stadt Annaburg auch die Wahlen zum 
Landtag und zum Landrat statt.  

Gemäß § 4 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 der Kommu-
nalwahlordnung LSA werden die im Wahlgebiet 
vertretenen Parteien und Wählergruppen aufge-
fordert, bis zum 26.03.2021 Wahlberechtigte des 
Wahlgebietes als Beisitzer und als stellvertreten-
de Beisitzer für die Wahlvorstände in den jewei-
ligen Wahllokalen der Stadt Annaburg mit ihren 
Ortsteilen vorzuschlagen. 

Bei den Vorschlägen ist gemäß § 13 Abs.2 des 
Kommunalwahlgesetzes LSA zu beachten, dass 
Wahlbewerber ein Wahlehrenamt nicht innehaben 
dürfen. 

Darüber hinaus ist die Ablehnung der Übernahme 
eines Wahlehrenamtes nur aus wichtigem Grund 
möglich.

Die Vorschläge sind schriftlich an die Wahlleiterin, 
Stadt Annaburg , Torgauer Str. 52, 06925 Anna-
burg oder per E-Mail an stadt@annaburg.de ein-
zureichen.

Liebig
Wahlleiterin

Öffentliche Bekanntmachung

Wahl des Bürgermeisters 
am 6. Juni 2021 

Aufforderung an alle Parteien und Wählergrup-
pen zur Abgabe von Vorschlägen zur Bildung des 
Wahlausschusses 

Gemäß § 10 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes 
für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) ist für die 
Wahl des Bürgermeisters ein Wahlausschuss zu bil-
den. Der Wahlausschuss besteht aus dem Gemein-
dewahlleiter als Vorsitzenden sowie 5 Beisitzern, 
die der Gemeindewahlleiter aus dem Kreise der 
Wahlberechtigten beruft. Für jeden Beisitzer ist ein 
Stellvertreter zu berufen. Bei der Berufung sollen 
Vorschläge der im Wahlgebiet vertretenen Parteien 
und Wählergruppen berücksichtigt werden. In die-
sem Zusammenhang verweise ich auf §§ 13 Abs. 
1 bis 3 KWG LSA sowie auf § 9 Abs. 1a und § 10 
Abs. 1a KWG LSA. Wahlbewerber können ein Wahl
ehrenamt nicht innehaben. Darüber hinaus ist die 
Ablehnung der Übernahme eines Wahlehrenamtes 
nur aus wichtigem Grund möglich.

Gemäß § 4 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung 
LSA werden die im Wahlgebiet vertretenen Par-
teien und Wählergruppen aufgefordert, bis zum 
26.03.2021 Wahlberechtigte des Wahlgebietes als 
Beisitzer und als stellvertretende Beisitzer für den 
Wahlausschuss der Stadt Annaburg vorzuschlagen. 

Die Vorschläge sind schriftlich an die Wahlleiterin, 
Stadt Annaburg , Torgauer Str. 52, 06925 Annaburg 
oder per E-Mail an stadt@annaburg.de einzurei-
chen.

Liebig
Wahlleiterin

Öffentliche Bekanntmachung 
der Bürgermeisterwahl für 

die Stadt Annaburg 
Gemäß § 6 (2) Kommunalwahlgesetz LSA wird be-
kannt gegeben, dass der Stadtrat in seiner Sitzung 
am 23.02.2021 beschlossen hat, die durchzuführen-
de Bürgermeisterwahl am 6. Juni 2021 in der Zeit 
von 08.00 bis 18.00 Uhr und eine evtl. notwendige 
Stichwahl am 20. Juni 2021 in der Zeit von 08.00  bis 
18.00 Uhr durchzuführen.

Weiterhin hat der Stadtrat das Ende der Einrei-
chungsfrist der Bewerbungen um das Amt des Bür-
germeisters gemäß § 30 (1) Kommunalwahlgesetz 
LSA auf den 10. Mai 2021, 18.00 Uhr festgelegt.

Liebig
Wahlleiterin
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Stellenausschreibung Bürgermeister

In der Stadt Annaburg ist die hauptamtliche Stelle des Bürgermeisters (m/w/d)  
im Wege der Direktwahl zum 1. August 2021 neu zu besetzen.

Die wahlberechtigten Bürger der Stadt Annaburg 
wählen in direkter Wahl am Sonntag, den 6. Juni 2021 
den Bürgermeister. Erhält bei dieser Wahl kein Be-
werber mehr als die Hälfte der Stimmen, so findet am 
Sonntag, den 20. Juni 2021 eine Stichwahl zwischen 
den beiden Bewerbern, die die meisten Stimmen auf 
sich vereinigen konnten, statt.

Gesucht wird eine engagierte, verantwortungsbe-
wusste, zielstrebige und führungsstarke Persönlich-
keit mit überdurchschnittlicher Leistungs- und Ein-
satzbereitschaft, die in der Lage ist, gemeinsam mit 
den Gremien der Stadt Annaburg die Entwicklung 
der Stadt Annaburg zu fördern und die Verwaltung 
bürgernah, leistungsorientiert und wirtschaftlich zu 
führen.

Erwartet wird die Fähigkeit, die Interessen der Stadt 
Annaburg nachhaltig innerhalb und außerhalb der 
Stadt Annaburg zu vertreten und den Herausforde-
rungen einer modernen, dienstleistungsorientierten 
Verwaltung innovativ zu begegnen.

Der Bürgermeister leitet als Hauptverwaltungsbe-
amter die Stadtverwaltung. Im Rahmen der Gesetze 
trägt der Hauptverwaltungsbeamte dazu bei, die Auf-
gaben der Stadt Annaburg zu erfüllen. Die Stadtver-
waltung (inklusive Eigenbetrieb) hat rund 35 Verwal-
tungsbeschäftigte. Weitere ca. 60 Beschäftigte sind 
in nachgeordneten Einrichtungen (Kitas, Schulen, 
Bibliotheken, Jugendclub, Bauhof usw.) beschäftigt.

In der Stadt Annaburg leben auf einer Fläche von 224 
km² rund 6.500 Einwohner in 15 Ortsteilen. Weitere 
Informationen zur Stadt Annaburg sind im Internet 
unter www.annaburg.de zu finden.

Wählbar zum Bürgermeister sind Deutsche im Sinne 
des Artikels 116 des Grundgesetzes und Staatsange-
hörige anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union, die am Wahltag das 21. Lebensjahr vollendet 
aber noch nicht die Altersgrenze nach § 39 Abs. 1 
Satz 1 des Landesbeamtengesetzes (LBG LSA) er-
reicht haben und die Gewähr dafür bieten, dass sie 
jederzeit für die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Lan-
desverfassung des Landes Sachsen-Anhalt eintreten 
und die nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind 
oder infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren 
haben. Staatsangehörige anderer Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union sind über die genannten Re-
gelungen hinaus nicht wählbar, wenn ein derartiger 
Ausschluss oder Verlust nach den Rechtsvorschriften 
des Staates besteht, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzen.

Bewerben sich Staatsangehörige aus anderen Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union, so haben sie 
mit der Bewerbung um das Amt des Bürgermeisters 

eine Versicherung nach dem Muster der Anlage 8b der 
Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
(KWO LSA) abzugeben, dass sie nach den Rechtsvor-
schriften des Staates, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzen, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind 
oder infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren 
haben.

Die Bewerbung für das Amt hat schriftlich innerhalb 
der Einreichungsfrist zu erfolgen und muss folgende 
Angaben enthalten:

Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Beruf, An-
schrift der Hauptwohnung.

Ihr ist eine Bescheinigung der Wählbarkeit der Wohn-
sitzgemeinde beizufügen.

Die Bewerbung für die Wahl zum Bürgermeister muss 
gem. § 30 Abs. 3 Kommunalwahlgesetz für das Land 
Sachsen-Anhalt (KWG LSA) von mindestens 1 v. H. 
der zur letzten allgemeinen Neuwahl der Vertretung 
Wahlberechtigten, jedoch nicht mehr als von 100 
Wahlberechtigten des Wahlgebietes persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. § 21 Abs. 9 Satz 
2 bis 6 KWG LSA gilt entsprechend. Für Bewerber, 
die durch eine Partei oder Wählergruppe unterstützt 
werden, gilt die Regelung des § 21 Abs. 10 S. 1 KWG 
LSA entsprechend, wenn für die Bewerber eine Un-
terstützungserklärung in einem Verfahren nach § 24 
KWG LSA abgegeben wurde. Die Niederschrift über 
die Mitglieder-/Delegiertenversammlung ist der Er-
klärung beizufügen.

Sollten zwischenzeitlich wahlrechtliche Vorschriften 
(z.B. Anzahl der beizubringenden Unterstützungsun-
terschriften) durch den Landtag geändert werden, 
gelten die jeweils aktuellen Regelungen.

Weitere Auskünfte und für die Bewerbung notwen-
dige Vordrucke können kostenfrei vom Wahlbüro der 
Stadt Annaburg unter der unten angegebenen Adres-
se oder per E-Mail über stadt@annaburg.de abgefor-
dert werden.

Das Formblatt zur Erbringung der Unterstützungsun-
terschriften (Anlage 6 zur KWO LSA) ist nur auf Ab-
forderung beim Wahlleiter erhältlich.

Die Einreichungsfrist beginnt am Tage nach der Ver-
öffentlichung und endet am 10. Mai 2021 um 18:00 
Uhr. Die Bewerbung kann auch nur innerhalb dieser 
Frist zurückgenommen werden.

Bewerbungen sind schriftlich unter Angabe des 
Kennwortes „Bürgermeisterwahl“ zu richten an:

Stadt Annaburg 
Wahlleiterin  
Torgauer Str. 52 
06925 Annaburg

ENDE DER AMTLICHEN MITTEILUNGEN


